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Oeffentlich rechtliche Maßregeln der Bermaltungsbehörden kön- 
nen auch im Falle der Verletzung von Brtuatrechten nom Civil- 
richter nicht aufgehoben werden. 


Zu diefem Satze theilt Kübel im „Württembergiſchen Archive“ 
ſolgenden Fall mit: 

Durch die Ueberbrückung eines — durch das Dorf J. fließenden, 
den durch das Dorf führenden Ortsweg durchſchneidenden — Fluͤß⸗ 
chens glaubten fih benachbarte Hausbeſitzer ihren Privatrechten ver⸗ 
letzt und erhoben demzufolge bei dem Civilrichter Klage auf Wieder⸗ 
herftellung des vor dem Brläckenbau beſtandenen Zustandes, d. h. Ente 
fernung der Brucke und der behufs der Brückenzufahrt an dem au⸗ 
ſtoßenden Ortsweg angebrachten Auffüllung. Dieſe Klage wurde von 
dem Oberkribunal nicht als ſtatthaft erkannt. Denn, fagen die Ent: 
ſcheidungsgründe, der Brückenbau und die damit zuſammenhängende 


Veränderung des Ortsweges ſtellt fih als eine im öffentlichen Jntereſſe 


von der zuftäubigen Gemeindebehörde mit Gutheißung der höheren Ber- 
waltungsſtellen beſchloſſene und ausgeführte Maßregel dar und einer 
ſolchen Maßregel gegenüber mürde für die Kläger aus ihren collidiren⸗ 
den Privatrechten höchſtens eine Entſchädigungsforderung, aber nicht 
ein pripatrechtlicher Anſpruch auf Beſeitigung des fie beeinträchtigenden 
Zuſtandes zu folgern ſein. Dieß ergibt ſich aus der Beſtimmung der 
Verſaſſungsurkunde, wonach Niemand der Entziehung von Privatrechten 
zu Gunſten von Staats- oder Corporationszwecken fih entſchlagen kann, 
und im Falle der Colliſion eines ſolchen Zweckes mit den Rechten 


Einzelner über die allein in Frage kommende Nothwendigkeit der Ente 


ziehung der letzteren uicht der Eivilrichter, ſondern die Verwaltungs⸗ 


behörde zu entſcheiden hat. Auch ift nach der Verfaſſungsurkunde der 
Richter nicht befugt, im offentlichen Intereſſe getroffene Maßregeln 
der Verwaltungsbehörden wegen Collifion mit den Prlipatrechten Eins 
zelner außer Wirkung zu ſetzen. Demnach kann die roge, ob wegen 
der angeblich privatrechtlichen Einſprache der Kläger die Brücke und 
die zu ihr führende Ortsſtraße in den vorigen Stand zurück zu ver⸗ 
ſetzen feien, oder jener Einſprache unerachtet fortzubeſtehen haben, nicht 
Gegenſtand eivilrichterlicher Entſcheldung fein, und die Klage ift ſchon 
deßhalb abzuweiſen, weil, ſtünde auch den Klägern ein durch das frage 
liche Bauweſen verletztes Privatrecht zu, ſolches ihuen doch nicht einen 
privatrechtliche Anſpruch auf Wlederherſtellung des durch eine öffent- 
lich rechtliche Maßregel der zuſtändigen Verwaltungsbehürden veräu⸗ 
derten früheren Zuſtandes zu gewähren vermochte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auf Verhängung von Ordnungsſtrafen gegen Gemeludevorſteher uach den 

Beſtimimungen der Gemeinde-Orduung haben die im $. B der Miuiſterlal⸗ 

Verordnung bom 31. Jänner 1860, R. W. Bl. Nr. Al, enthaltenen Be⸗ 
stimmungen über Reeurſe in Straffachen keine Anwendung. 


Auf Grund des §. 12 des Geſetzes vom 29. März 1869, N. 
G. Bl. Nr. 67, hatte die Statthalterel der Gemeinde R. die bole 
ſtäͤndige Beſorgung des Volkszahlungsgeſchäftes, d. k. außer der eigente 
lichen Zahlung, die Zuſammenſtellung der Orts- und Gemeinde- Uebers 
ſicht übertragen. Nach 8, 35 dieſes Geſetzes war die geuannte Ges 
meinde verpflichtet, das vollſtändige Volkszählungsoperat ſchon mit 
Schluß des Monats März 1870 zur Vorlage zu bringen. 

Da jedoch die Gemeinde, ungeachtet der wiederholten Mahnung 
des Bezirkshauptmannes, mit der Vorlage des Operates ſäumte, aus 
welcher Urſache die Bezirks⸗Ueberſicht in dem geſetzlichen Termine nicht 
verfafit werden konnte, hat fih der Bezirkshauptmann unterm 11. Mat 
1870 beſtimmt gefunden, den Gemeindevorſteher mit einer Ordnungs⸗ 
ſtraſe von 10 fl. zu belegen, und ihm die Nachtragung des Operates 
bie 15. Mar l. 3. unter Androhung der Verdopplung der Ordnungs⸗ 
ſtrafe und des Zwangeverfahrensz im Sinne des 9, 28 des bezogenen 
Geſetzes einzubinden. 

Die Statthalterei hat dem gegen diefe Verfügung eingebrachten 
Recurfe mit Entſcheidung vom 24. Mai 1870 keine Folge gegeben, 
„nachdem die ausdrücklichen Beſtimmungen der 88. 25 und 35 deg 
Volkszählungsgeſetzes ſowohl über die Zeit der Verfaſſung der Ortas 
und Gemeinde⸗Ueberſichten, als auch über die Art und Weiſe und den 
Zeitpunkt der Uebergabe der Zählungsoperate keinen Zweifel aufkom⸗ 
men laffen, und es die Plt des Gemeindevorſtehers war, die mothe 
wendig erſcheinenden Vorkehrungen bei Zeiten zu treffen“. 

Dagegen hat die Statthaltevet ſpäter dem Gemeindevorſteher mit 
Entſcheidung vom 26. Juli eine vom Bezirkshauptmanne nun wieder⸗ 


holt verhängte Geldſtrafe im Betrage von 20 fl. nachgefehen, weil der 
Recurrent das verſaumte Operat im Laufe von 2 Wochen uach der 
urfprünglichen Ahndung nachgetragen hat, und es ihm ſchwer fiel, 
dieſes Verſaumnſß früher nachzuholen. 

In Anbetracht dleſer Umſtände und mit Rückſicht auf den §. 3 
der Verordnung des Miniſters des Innern vom 31. Jänner 1860, 
R. G. Bl. Nr. 31, beantragte die Statthalterei die Zurückwerſung 
des Miniſterial⸗Recurſes des Gemeindeamtes in K. wider die erſte 
Verurtheilung des Gemeindevorſtehers zu eiuer Ordnungsſtrafe im 
Betrage von 10 fl. für die Verſäumniß des Volkszählungsgeſchäftes. 

Das Minifterium des Innern wies mit Entſcheidung vom 18. Oeto⸗ 
ber 1870, Z. 13782, den Necurs des Gemeindevorſtehers von R. 
gegen ſeine Verurthellung zu einer Ordnungsſtrafe von 10 fl., wegen 
Ueberſchreitung des für die Abgabe des Volkszählungsoperates feſtge⸗ 
fegten Termines auf Grund der 88. 28, 58, 64 und 108 des Ge- 
meindegeſetzes und namentlich auch in der Erwägung zurück, daß, wenn 
auch der §. 28 des Volkszählungsgeſetzes vom 29. März 1869, R. 
G. Bl. Nr. 67, elne befondere Sanktion für die Bernachläffigung der 
im Sinne des §. 12 dieſes Geſetzes den Gemeinden auferlegten Ver⸗ 
pflichtung feſtſetzt (2), dennoch keine geſetzliche Beſtinmung im Wege 
ſteht, daß gegen dle in diefer Beziehung ſäumigen Gemeindevorſteher 
auch mit der im 8, 108 des Gemeindegeſetzes vorgeſehenen Ordnungs— 
ſtrafe vorgegangen werde. 

„Nachdem aber durch die reeurrirten Straferkenntniſſe der I. und 
II. Inſtanz eine Ordnungsſtraſe wegen eines Ditzelplinarvergehens und 
nicht eine Strafe wegen einer unter die Competenz der polſtiſchen Ber 
hörden fallenden Pollzei-Uebertretung verhängt worden ift, und nad: 
dem die Miniſterlol-Vexordnung vom 31. Jänuer 1860, R. G. Bl. 
Nr. 31, deren 8. 3 die Recurſe gegen gleichlautende Straferkennt⸗ 
niſſe für unſtatthaft erklärt, nur auf die Beſtrafungen wegen ſolchen 
Uebertretungen Bezug hat, mußte in die Beurthellung des vorltegen⸗ 
den Miniſterlal⸗Recurſes eingegangen, und konnte der Anſchauung der 
Statthalterei, daß der Recurs des Gemeindevorftehers in R. als 
gegen gleichlautende Erkenntniſſe gerichtet und daher unſtalthaft fei, 
licht beigepflichtet werden“. E. 


Zur Frage der Form, in welcher die Vermittlung des Richters nad 
F. 26 des Wafferrechtsgeſetzes vom 30. Mat 1869, R. H. B. Nr. 98, in 
Auſpruch genommen werden kann. 


Aus Aulaß eines von der Gemeinde K. in Folge Uebereinkommens 
mit dem Aerar auszuführenden Uferſchutzbaues, war in Folge Be: 
ſchluſſes des Gemeindeausſchuſſes den mit ihren Realitäten an den. 
Fluß angrenzenden Grundbeſitzern Joſef R. und Genoſſen die Leiſtung. 
von GSteinfuhren fin diefen Bau aufgetragen und die Leiſtungsſummen 
unter dieſelben repartirt worden. 

Nachdem die genannten Grundbeſitzer gegen diefen Beſchluß den Recurs 
au den Landesausſchuß ergriffen, und mit demſelben abgewieſen worden 
waren, nachdem ferner die k. k. Bezirkshauptmannſchaft ihnen in Er⸗ 
ledigung ihrer Beſchwerde lediglich den Rechtsweg freigeſtellt hatte, 
überreichten fie beim k. k. ftädt. del. Bezirksgerichte Umgebung Graz 
ein Geſuch mit dem Begehren, es fole unter Zugehung von Made 
verſtandigeu gerichtlich erhoben werden, ob und in welchem Grade der 
fragliche Wafferbau ihnen zum Nutzen gereiche, und auf Grund dieſer Er⸗ 
hebung die Quantität der von jedem der Geſuchſteller zu leiſtenden 
Steinfuhren ziffermäßig beſtimmt werden. Sie beriefen fih zur Ber 
gründung dieſes Anſuchens auf das Hofkanzleidecret vom 10, No- 
vember 1830 5), welchem zufolge bei der Verthellung der Koſten und 
Raften eines Wafferbaues jedem Privatiutereſſenten ſpeiſteht, um eine 
gerichtliche Würdigung des auf ihn angewendeten Maßſtabes anzu⸗ 
fugen dann auf den §. 26 des Waſſerrechtsgeſetzes vom 30. Mal 
1869, R. G. B. Nr. 93%). 


) Bolitife Geſehſammiung 1830, Nr. 106. 

J Dieſer Paragraph lautet: „Werden Bauten zum Zwecke der Benützung, 
Leilung ober Abwehr der Gewäſſer aus Meiha- ader Landesmitteln unternommen, 
und gereichen biefelben zugleich den Vefigern der angrenzenden Liegenſchaften oder 
der benachbarten Waſſeranlagen durch Zuwendung eines Vortheſes oder durch 
Abwendung eines Nachteilen im erheblichen Grade zum Nutzen, jo können bie 
erwähnten Befiber, auch wenn die Grundſähe der Enteignung nach F. 365 a. b. 
©. B. keine Anwendung finden, in Verwallungswege verhalten werden, einen 
augemeſſenen Beitrag zu ven Bankoſſen zu Teiften. 

Ob der Bau den gedachten Perjonen in erheblichen Grade zum Nuten 
gereiche oder erheblichen Nachtheil abwende, dann, welches die Ziffer des angee 
meſſenen Beitrages fei, M im Verwaltungeswege zu ermitteln und auszufprechen, 
und wenn die Betheiligten fid dabei nicht beruhigen, vom 
Richter zu bestimmen.“ 
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Dieſes Geſuch murde vom Bezirksgerichte mit Beſcheid vom 
28. Februar 1870, Z. 2492, den Petenten als zur aufrechten Er- 
ledigung nicht geeignek zurückgeſtellt, weil dasſelbe weder eine Klage 
fei, noch ein dem $. 188 a. G. O. entſprechendes Geſuch um vor⸗ 
läufige Beweisaufnahme durch Kunſtperſtändige oder ein anderes ges 
richtsordnungsmäßiges Begehren enthalte. 

Ueber Recurs der Geſuchſteller hat das k. k. O. L. G. Graz 
mit Entſcheidung vom 20. Aprit 1870, 3. 4959, 

in Erwägung, daß zwar im §. 26 des Geſetzes vom 30, Mat 
1869, Nr. 93, den bei einem Waſſerbane betheiligten Grundbeſitzern in 
dem Falle, als fie fih mit dem Ausſpruche der Verwaltungsbehörde 
ob ihnen der Bau in erheblichem Grade zum Nutzen gereiche oder er⸗ 
heblichen Schaden abwende, dann, welches die Ziffer e angemeſſenen 
Beitrages fei, nicht beruhigen, freiſteht, die richterliche Beſtimmung 
zu begehren; 

in Erwägung, daß jedoch, inſolange als über das Hieber zu bes 
obachtende Verfahren die Ausführungsbeſtimmungen in Gemäßheit des 
8. 27 dieſes Geſetzes noch nicht erlaſſen find *), der Richter fih bei 
ſeinem Einſchreiten nur nach der a. G. O. benehmen kann; 

in Erwägung, daß aber das Begehren, welches die Necurrenten 
in ihrer Eingabe geſtellt haben, kein gerichtsordnungsmäßiges iſt; endlich 

in Erwägung, daß nach Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. Dezember 1867, R. G. B. Nr. 144, die Abhilfe im vorlie- 
genden Falle nur im ordentlichen Rechtswege geſucht werden kann: 
den Recurs abzuwelſen befunden. 

Dem Hiegegen ergriffenen a. o. Reylſionsrecurs hat der k. k. 
oberſte Gerichtshof keine Folge gegeben, und zwar mit Bezug auf die 
obergerichtlichen Gründe und 

in Erwägung, daß ein beſonderes Verfahren für die Geltend⸗ 
machung der aus dem 8. 12 des Hoſkanzleideeretes vom 10. November 
1830 abgeleiteten Auſprüche vor dem ordentlichen Richter gefeglich 
nicht geregelt ift, und daß in Ermanglung eines ſolchen nach dem faif. 
Patente vom 1. Mai 1781, J. G. S. Nr. 13, Jeder, welcher bei 
den Gerichten Recht zu ſuchen oder zu ſprechen hat, ſich nach der Vor⸗ 
ſchrift der a. G. O. zu benehmen hat, daß daher die Abwelſung der 
nicht nach dieſem Geſetze eingerichteten Eingabe weder eine Geſetz⸗ 
widrigkeit noch eine offenbare Ungerechtigkeit enthält. 

(Oberſtgerichtliche Eutſcheidung vom 8. Junk 1870, 3. 6682.) 

(Gerichtshalle.) 


Die Recouſtrufrung eines Wehres bei einem ſchon beſtehenden Waſſer⸗ 
werke im Sinne 8. 38, Z. 42, des Gewerbe⸗Geſetzes als Betrlebsonlage 
angeſehen und darna behandelt. 


Die Bezirkshauptmaunſchaft in G. hat auf Grund von techukſchen 
Gutachten dem Gutsbeſitzer Ferdinand H. daſelbſt die Bewilligung 
zum Baue eines Wehres am Bialabache au derfelben Stelle, wo das 
im Jahre 1867 durch ein Hochwaſſer zerftörte Wehr beſtanden hat, 
zum Zwecke des Betriebes einer ſchon ſeit langer Zeit beſtehenden 
dreigängigen oberſchlächtigen Mühle in G. ertheilt, 

Anläßlich der vou der Gemeinde G., vou den Erben nach Michael 
D., von Vincenz K. und von der Thereſia O. eingebrachten Recurſe, 
in welchem nebſt mehrfachen anderen Einwendungen der Umſtand gel⸗ 
tend gemacht wurde, daß rückfichtlich dieſes Stauwehrs, welches mit 
der Entſcheldung des beſtandenen Guberniums vom 28. December 1336 
als gemeinſchädlich anerkaunt wurde, ein Streit noch immer im Zuge 
iſt, und bei der obgedachten Bewilligung des Wiederaufbaues nicht 
berückſichtiget wurde, hat die Statthalterei ausgeſprochen, daß, nachdem 
es fih nicht um die Herabſetzung des nicht mehr befiehenden Wehres, fone 
dern um die Neuherſtellung desſelben und zwar ſelbſwerſtändlich nur 
in einer in techniſch⸗ polizeilicher Beziehung zuläffigen Hohe handelt, 
fid daher der frühere, diefes Mehrbauobject betreffende, durch Jahr⸗ 
zehende in Verhandlung geſtandene Streit als behoben herausſtellt 
und gegenwärtig den Gegenſtand der Entfcheidung der von der Guts⸗ 
herrſchaft G. neu projeckirte Wehrbau in einem ganz neuen Stadium 
bildet. 

Zugleich hat die Statthalterei eine Nachtragserhebung zur Er» 
gänzung der techniſchen Fragen angeorduet. Auf Grund dieſer Erhe⸗ 


*) $. 27 „Die Erloſſung weiterer gefeglicher Beſtimmungen ilber die 
Bentiguug, Leitung und Abwehr ber Gemäffer fëllt in das Gebiet der Landes- 
geſehgebung, durch welche insbeſondere auch die Zuſtändigteit, der Wukungefreis, 
das Verfahren und die Strafgewalt der in Waſſerangeſegenheiten entscheidenden 
Behörden und Organe geregelt wird.“ 


bungen hat die Statthalterei endlich dem Guksmhaber Ferdinand H. 
die Bewilligung zum Baue eines Mühlwehres unter mehrhaften tech⸗ 
niſchen Bedingungen mit dem Bemerken ertheilt, daß hiedurch der 
Entſcheidung des Eipilrichters, an welchen jene Parteien, mit welchen 
rückſichtlich ihrer prwatrechtlichen Elnwendungen kein Ausgleich zu 
Stande kam, gewieſen werden, in keiner Beziehung präjudieirt wird. 

Gegen diefe Eutſcheidung haben die Gemeinde G., die Erben 
nach Michael D., dann Thereſta O. und Vincenz K. die Miniſterial⸗ 
recurſe überreicht, in welchen die Gemeinde G. dre derſelben durch die 
Errichtung dieſes Wehres drohende Ueberſchwennmnugsgefahr, die Erben 
nach Michael D. den feit 40 Jahren im Zuge befindlichen, noch uns 
entſchiedenen Streit, dann ebenfalls die Schädlichteit dieſes Wehres 
aus techniſchen Gründen, endlich Therefin O. und Vincenz K. als 
Anrainer die eben erwähnten Anſtände geltend machten. 

Das Miniſterlum des Innern gab mit Entſcheidung vom 
18. Juni 1870, Z. 1554, den Recurſen der Gemeinde G. und der 
Erben nach Michael D. keine Folge, nachdem die gegen diefe Wehr- 
anlage in techniſcher Beziehung erhobenen Einwendungen als nicht 
begründet erkannt, und in den weiteren Einwendungen der genannten 
Recurrenten auch keine Elnſprüche privatrechllicher Natur flh heraus- 
ſtellten. 

„Dagegen, fo ordnete das Minſſterſum weiter an, ift anläßlich der 
Miniſterlalrerurſe des Vincenz K. und der Thereſia O., welche Beide 
als Beſitzer des linken Bachufers, au welches das herzuſtellende Wehr 
angeheftel werden foll, gegen elne ſolche Benützung ihrer Ufergründe 
ohne ihre Zuſtimmung als gegen einen Eingriff in ihre Beſttzrechte 
Einſprüche erheben, die zweiſellos privatrechtlicher Natur find, und 
mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die Errichtung des projectirten 
Mühlwehres als Zugehör eines durch Waſſerkraft bewegten Werkes, 
im Sinne des Gewerbegeſetzes . 33, Z. 42, alt eine gewerbliche 
Betriebsanlage angeſehen werden muß, — in Gemaßheit des 8. 36 
dieſes Geſetzes dem Bauwerber zu bedeuten, daß ihm obliege, die er: 
wähnten Einſprüche, wenn fie nicht durch gülliches Uebereinkommen 
beigelegt werden konnen, vorläufig, d. i. bevor zur Ausführung des 
Baues geſchritten wird, im Rechtswege auszutragen.“ H. 


Nach dem Heſmatsgeſetze vom 3. Dezember 1869 beſteht in Betreff Dev 
Begründung der Hekmatrechte kein Unterſchied zwiſchen in der Findet: 
pflege geftandenen und anderen Perſonen. 


Die uneheliche, 1841 von einer unbekannten Mutter geborne 
und in das Findelhaus in T. aufgenommene Margaretha S. wurde 
im Jahre 1867 im Spitale zu Udine ärztlich behandelt und verpflegt. 
Als es fih hierauf um dle Hereinbringung der anerlaufenen Verpflegs⸗ 
koſten handelte, entſtand im directen Amtsverkehre zwiſchen der betref⸗ 
fenden Spitalsdirection und dem um den Rllckerſatz angegangenen 
Magiftvat von T. eine Meinungsverſchiedenheit, inſofern letzterer dar 
mals (1867) und jetzt noch, ungeachtet der von der Gemeindeverwal⸗ 
tung A. dagegen erhobenen Eluſprache, die Anſicht vertreten will, 
daß die genannte S. dermöge des zurückgelegten 10lührigen Aufent- 
haltes in A. bei den Zieheltern Giovannk und Maria St. die Zu⸗ 
ſtändigkeit daſelbſt erlangt habe. Der Zuſtändigkeitsſtreit wurde 
fortgeſetzt zwiſchen den Landesbehörden von Kram und dem Klüſten⸗ 
lande, da die Laibacher Landesregierung nach F. 19 des Helmatgeſetzes 
die Z. 3 diefes Paragraphes In Anwendung bringen und hieruach die 
S. lach T. zuständig erklären wollte, während der Statthalter in T. 
mit Berufung auf den vorangeführken, vom Stadtmagiſtrate T. gel- 
tend gemachten Grund, und anf das Hofkanzleidekret vom 17. Juni 1840 
3. 18283, die S. der Gemeinde A. zuwelfen wollte. 

Margaretha S. wurde im Jahre 1841 von der Findelanſtalt 
in T. den Zieheltern Johann und Marta St. in A. zur Pflege 
übergeben. Die Wohlthätigkeitsanſtalt in T. hat bis zum Jahre 1851 
den Zießeltern der unehelichen S. die üblichen Geldgebühren zukommen 
loffen. Noch zwei Jahre darauf blieb die S. in A. ber den Ehe- 
leuten St. Im Jahre 1853 entfernte fie ſich von A. und ging an- 
geblich nach O., um Dienſt zu ſuchen, und fol fi feit dieſem Fahre 
unterſchiedlich in verſchiedenen Orten aufgehalten haben, ohne daß 
conſtatirt werden kounte, an welchen dieſer Orte fie fth am läng ſten 
aufgehalten hat. 

Das Miniſterium des Inneru eukſchied unterm 7. Mai 1870, 
3. 6421, in nachfolgender Weiſe: 

„Das Heimatgeſetz vom 3. Dezember 1863, R.⸗G.⸗B. Nr. 105, 
mit beffen Wirkſamkeit alle früheren damit nicht im Einklange ſtehen⸗ 
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den Anſtändigkeitsvorſchriften außer Kraft getreten find, kennt in 
Betreff der Begründung der Heimatrechle zwiſchen in der Findelpflege 
geſtandenen und anderem Perſonen feinen Unterſchied, und flelt ledig⸗ 
lich bei der Zuweiſung Beimatlofer, rückſichtlich ſolcher Pfleglinge ein 
außerdem nicht vorhandenes Moment der Aleifung, nämlich die 
Ortslage auf ($. 19, Z. 3). 

Nachdem nun ein Heimatrecht der Margaretha S. zur Zeit nicht 
erweiglich ift, indem die Zuſtändigkeit ihrer unehelichen Mutter zur 
Zeit ihrer Geburt unbekannt geblieben ift, und Margaretha S. auch 
nach ihrem Austritte aus der Findelpflege in der Gemeinde ihres bie 
jetzt bekannten lüngſten Aufenthaltes A., die Zuſtändigkeit ſtillſchwei⸗ 
gend im Sinne des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 nicht erwerben 
konute, fo ift die Genannte als heimatlos zu betrachten, und wird, 
da die im 8. 19 des Helmatgeſetzes aufgezählten Punkte der Reihen⸗ 
folge nach in Anwendung zu bringen find, auf Grund des nachweitlichen 
längſten Aufenthaltes nach 8. 19, Z. 2, des Heimatgeſetzes der Ger 
meinde A. zugewieſen.“ W. 


— — 


Verordnungen. 


Verord nung des Miniſters des Innern ddo. 7, April 1870, 3. 4877, be 
treffend die Zulaſſung der Onnpraelifanten zur Ableſmug des Dieuſteldes 
vor abgelegter Stagtsprüfnug. 


Die Verordnung des beſtandenen Miniſteriums für Hanbel, Gewerbe und 
öffentliche Banten vom 24. April 1865, B. 6574452, der zufolge Banpractikanlen 
erſt baun zur Ablegung des Dienfteibes zugelaſſen find, wenn fie das Über bie 
vorſchriftmͤßig abgelegte Staatsprllfung ſür den Baubieuft Finſſchtlich ihrer Bes 
ſähigung ausgefertigte Diplom empfangen haben, wird außer Wirkſalnkeit geſetzt 
und werden Eure. erſucht, bie ehoa dortlands vorhandenen unbeeldelen 
Baupraclllanten, dieſelben mögen mit Adjuten belheilt fein ober nicht, auch wenn 
dieſelben bie Staatsbanprilfung noch nicht abgelegt haben, in Eid nehmen zu 
lafſen, und die Nomen der beeideten unter Vefanntgabe des Eidestoges auher 
namhaſt zu machen. 

Die Baupractifanten, welche Euer , . ... im Grunde der Ermächtigung 
vom von nun an aufzunehmen in den Fall kommen werden, wollen 
Eirre Sofort beelden laſſen, beſoldete Anfelluugen aber nur an solche 
Competenten verleihen, bie fiğ über den Beſitz der geſetzlichen Erſorderniſſe, 
darunter Uber die befriedigende Ablegung der Staatsbauprüſung auszuweiſen 
vermögen. 


Verordnung des Miniſters des Innern vom 24. Abril 1870, 3. 436, an 

den Statthaltereilefter in Lemberg, betreffend die Immgtrſeulirnug von 

Kindern, welche aus nach füdiſchen Religonsbegriſfen niltigen, nach Düt- 
gerlichem Rechte aber ungiltigen Ehen ſtammen. 


Aus dem mit Elias 8. jlldiſchen Matrikenführer in J. aufgenommenen 
und im Wege des Unterrichtsminiſſerlums zu meiner Keuntniß gelangten Protocol 
vom 27. September 1869 entnehme ich, daß dieſer Malrikenführer ſich durch 
ganz irrige fubjective Anschauungen berechtigt wähnt, die Kinber, welche aus nach 
jn diſchen Rekigionsbegriffen gilligen, den Beſtimimungen bes 5. G.-B. aber nichl 
entsprechend abgefchloffenen Ehen fammen, ohne weiters als ehelich in bie Ges 
burtsmatrit einzutragen. 

Nachdem die Matrikenführung von Seite der Staats verwaltung und anf 
Grund der bürgerlichen Geſetze geregelt morter ifi, verſleht es ſich hingegen von 
ſelbſt, daß bie betreffenden Eintragungen nur im Ginne dieſer Gesetze Nattfuben 
lönnen, der Vorgang des Ellas S. aljo, welcher auch den amäbriteiichen Be- 
ſtümmungen ber init Hofkanzlei⸗Becret vom 21. October 1819 erlaſſenen und 
in Galizien unterm 19. November 1813 kundgemachten Inſtruction für bie 
Serlforger und Führer der Geburtsbilcher wiberſtreitet, ganz und gar ungeſetzlich 
und nicht zu dulden ift 

Judem ich vorausſehe, daß Euer . ſugleich, nachdem Ihnen dieſe Untere 
ſuchung befonut geworden war, die zur Abſtellung und Ahndung desselben er- 
ſorderlichen Maßregeln ergriffen haben dirien, brehre ich mich zugleich zu ere 
ſuchen, zur Verhütung und eventuellen Abſtellung ühnlicher Unrichligleten bei 
anderen Gemeinden eine allgemeine Erinnerung an die dortlänvigen jlibifehen 
Motzifenführer erlaſfeu zu wollen. 

(Dieſe Verordnung wurde auch deim Landespröſſdenlen in Czernowih zur 
Dornachachtung mitgetheilt.) 


Verordnung des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem 

Laudesuertheidigungs⸗Miniſterium von 18. Mai 1870, 3. 6619, au 

sämmtliche Landeschefs in Betreff Beſtreftung der Auslagen für Escor⸗ 

tirang von Der Stellung von Autswegen zu nuterzichenden Wehr- 
% uflichtigen. 

Zum Zwecke ber Erzielung eines allgemein gleichmäßigen Vorganges in 
Angelegenheit der Veflzeitung von Auslagen für Escortirung von der Stellung 
von Amtswegen zu unterzjehenden Wehrpflichtigen, daher auch von Recrulirungs⸗ 
tüchtigen, ſehe ich mich nach gepflogener Rückſprache und im Cinverflänbniffe mit 
dem k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung veraulaßl, Euer ...... Rad- 
folgendes zu eröffnen: 

Nach den Beſtimmungen des $. 35 des Wehrgeſetzes hat die Koſten des 
Erſcheinens zur Loſung und Stellung jeder Stellungspflichtige ferb zu tragen; 
Mittelloje find von der Gemeinde zu unterſligen, welche auch die Koflen der 
Neife des GemeinderBorflehers und ännlichen Begleiterg des Stellungspflichtigen 
treſſen. 

Nachdem dieje geſetliche Beſlümmung zwischen der vegelmößigen Stellung, 
dann der Nachſlellung oder der Stellung von Amtswegen keinen Unterſchted 
macht, fo hat bieſelbe auch bei der letzteren Stellung volle Geltung. 

Da ober jeder Slellung von Amtswegen ein Straferkenntuiß vorausgehen 
muß, in welchem auch bezüglich der Kosten des Strafverfahrens und Straſvoll 
zuges, wozu ſeſbſtverſͤnplich and) die Moflen für die Escorktrung des von Amts. 
wegen zu Stellenden zu zählen ſiud, zu erteunen if, und da es ein allgemeiner 
Grundsatz if, taf der schuldig oder mitschuldig Erkannte vor Allem zum GErfatse 
der Rofen des Strafverfahrens uud Strafpollzuges verpflichtet if, jo folgt, baf 
die in Rede ſteheuden Rofen dem Schuldigen oder Milſchuldigen zur Laſt zu 
fallen haben, und nur im Falle der Uneinbringlicheil von der Zuflänbigleilse 
gemeinde, welcher auch nach den Beſlunmungen des 3. 101 P. 2 der Inſtruckion 
zur Ausführung des Wehrgeſehes vie nach den gg. 45 und 46 des Tepteren zu 
verföngenben Geſpſtrafen zufallen, zu tragen find. 

Ich ersuche demnach Euer ... in biefem Sinne die Weifung an die 
unterſtehenden Behörden gefälligst erlaffen zu wollen. 


Perſonolien 
nach bom amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“ 


Se. Majeftät haben dem Hofe und Minifterlal Eoncipiften des Departements 
für Chiffreweſen im gemeinſamen Dinifterium ves Aeußern Fronz Matid eto 
eine Hof und Diniflerialfecretäräftelle verliehen. 

Se. Majeität haben dem Würgermeiſſer bon Grag Dr. Moriz Ritter v. 
Schreiner den Orden ber eiſernen Krone dritter Gfafle tarfrei, und dem Bicer 
blrgermeiſter von Graz Alois Fidelſs Memſchmeid das Ritterkreuz des Franz 
Joſeſs⸗Ordens verliehen. 

Se. Majenät haben dem pen. Director des ſtädtiſchen Conſcriptionsamtes 
Josef Rsange in Wien das goldene Verdieuſtkrenz mit der Krone verlieben. 

Se, Mlaſeſlät haben dent Oberſtnauzrolhe und Finanzbirector für Ober. 
österreich Joſef Neindlinger eine fiflemifirte Minſſterialratßsſtelle im Finanz. 
miniflerhum verliehen. 

Se. Mojefitt haben dem Minifteriofconeipiflen im Miniflerium filt Landes. 
vertheidigung Georg Sonberleittner den Eile und Charakter eines Mintfterial- 
ſecrelörs verliehen. 

Se. Mojeftät haben dem Laudeshauptmaune Dr. Morſz Edlen v. Kalſer 
Feld als Präſſdenten des Grazer Ausſtellungscomite, dann den beiden Bicepröftbenten 
Max Freiherrn v. Waſhiugton und Handelskammerpröſidenten Frang Ried h 
die besondere A. h, Anerkennung ausgeſprochen. 

Se, Majestät haben dem Guflosabjuneten der k. k. Gemäldegalerie Karl 
Schel lein das goldene Verdteuſſtreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeflöt haben dem Sladtwundarzte Karl Lug in Omih vas goldene 
Werdienſtkreuz verliehen. 

Se, Majeſtät haben dem Gojrathe Ebmund Warrens das Ritterkreuz des 
Leopoldordens tarfcei verliehen 

Se, Ma jeſtät haben den Bezirkshauptmann erſter Claſſe Wilhelm Nitter 
Fü rer b. Heimendorf und Wolkendorf zum Megierungsratbe Hei der 
Landesregierung in Scleſten ernannt. 
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Se. Mojefiät haben den im Minifterium des Innern in Berwendung flehen- 


den Gtattbaltereiconeipiften Dito Grafen Chorinsth zum Regierungsrathe bei 
der Landesregierung in Kärnten ernannt. 

Se, Majetät haben dem Fitular-Hilfgämterdirector in der Präfivial-Section 
des Miuiſtertums des Aenßern Karl Antert das Ritterkrenz des Franz Jyſefg⸗ 
Ordens tarfrei, bann den Offitialen dieſer Section Emanuel Wyd und Iguoz 
Klein den Titel und Charakter von Hilfsämterpirertionsadiuncten verließen. 

Der Minifter bes Innern hat die ſiſlemiſirten Stellen des Laudesthierarzles 
unb zwar fir Kärnten dem Bezirksthierarzle Franz Oert! zu Soczarg in der 
Bukowina, für Schteften dem Bezirkethierarzie Franz Gruul in Lemberg, für 
vas Küflenlanb dem dorligen Landesthierarzt Georg Krein verliehen. 

Der Mimifter für Cultus und Unterricht hat bie bei der Direction für 
adminiſtrative Statiflik erkevigte Hofconcipiſtenſtele dem Conceplsadjuncten dieſer 
Direction Dr. Johann Winkler verliehen. 

Der Miniter für Cultus und Unterricht hat die an der Univerfitätebibfinthet 
in Lemberg erledigte Ammauenſtſtelle dem Rudolf Ottmann verliehen. 


Der Leiter des Handels ministeriums hat die bei der Poſtdwerkion in Prag 
fteniifiete Stelle eines Bicehirectors mit Titel und Charalter eines Poſtrathes 
dem Soflbirectionsfecretär in Prog Johann Ba ft í verliehen. 

Der Leiter des Handeleninifieriumg gat dem mit Titel und Chorakler eines 
Rechnungsrolhrs betleißcken Rechnungsofſicial Heinrich Borutzkyh eine fiftemiflzte 
Nechnungsrattsſtelle im Status der Rechnungs- und Fachrechuungebeparlemenle 
des Fandelsminiſteriums verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung. 


Sccundararzlesſielle im Laipacher Etbilſpitole mit 315 fl. Abiutum, frei 

ee Holz. und Kerzenbezug, bie 20. November 1. J. (Amtsblatt 
r. 262 

Elnnehmersſtelle beim Panptzollamte in Engeltartszell mit 1000 fl. Gehalt 
jahrlich und Maturalquartter, eventnel in Oberösterreich eine Einnehmers- oder 
Controlorsſtelle, beide mit 900 fl. Gehalt und Naturalquartier gegen Caution, 
bis 20. November 1. J. (Amtsblatt Nr. 262.) 

Laudesthierarzlesſſelle für Oberbſierreſch mit 1000 fl. Gehalt, bis Ende 
November J. J. (Amteblalt Nr. 263.) 

Calculantenſielle für den Nechunngadienſt mit dem Taggelde von Einem 
Gulden und eine unentgeltliche Rechnungsprackikantenſielle bei der Finanzlandes⸗ 
Direction in Graz, bis 25. November l. J. (Amtsblatt Nr. 264.) 

Hilfsarbeitersſtelle nicht ſtabile in der k. k. Hofbibliothek mil 595 fl. ö. W. 
jährlſcher Bezüge, bis Ende November l. J. (Amlablatt Nr. 264.) 

Statihalterei- Goncipifteniele in Niederböſterreich, evenluell eine Vezirls. 
commiſſchrsſſelle mit 800 fl. Gehalt, eventuell eine Gonceplsapjunclenſtelle mit 
400 fl. Gehalt, bis 10, November. (Amtsblatt Nr. 267) 

Koſſebirectorsſtelle bei der J. k. Landeshaupteaſſe in Linz mi 1800 fl. Wes 
bolt gegen Caution von 3000 fl, bis 26, November l. F. (Amtsblatt Nr. 267.) 


Werthvolle Werke 


zu herabgeſetzten Preiſen, zu beziehen durch die Buchhandlung 
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MORITZ PERLES in WIEN, 
Spiegelgaſſe Nr. 17. 5 


EontroverfensRerifou, des römſſchen Civilrechts. Ein H il bach für 
practiſche Juriſten derſenigen Lauder, in welchen römiſches Riecht gilt, 
1. Thl. (Cioilrecht.) 4. 1856 (15 fl. 20 kr.) 

— — 2. Theil. (Das Erbrecht) 4. 1859. (9 fl. 50 kr.) 

— — 8. Theil. (Civilproceß.) 4. 1863. (48 fl. 94 Er.) 

Montesauten, Werke. Der Geiſt der Geſetze Deutſch und mit Anmer⸗ 
kungen von A. Eliſſen. Cl.⸗Ausg. in 12 Liefgn. 4 4 u E 

8 fl. 6 kr. 

Prondhon, P. J., die Widerfprüde der National⸗Oeconomie oder bie 
Philoſophie der Nolh. Deulſch von Wilhelm Jordan. 2. Ausgabe 
2 Ihle. gr. 8. 1847. (6 fl. 98 kr.) 

Rechtslexicon für Juriſten aller beutfchen Staaten, enthaltend bie ger 
ſammte Rechtswiſſenſchaft. Bearbeitet von k. k. Reg.⸗Ralh und Prof. 
Dr. Amdt in Wien und Anderen; rebigirt von Br. Jullus Meiste, 
Prof. in Leipzig. gr. 8. 1838 — 1862. 15 Bände nebi a 


(96 fl. 28 kr.) 

Stein, Prof. L., Begriff der Geſellſchaft und die ſociale Geſchſchte der 
franzöſ. Revolution bis zum Jahre 1830. 2. Ausg. gr. 8. 1855. 
(2 fl. 85 kr.) 

— — die induftrielle Geſellſchoft, Der Socialismus und Communtemus 
Frankreichs von 1880—1846, 2. Ausg gr. 8. 1855. (2 fl. 88 kr.) 
— Das Königthum, die Republik und die Souveranität der franzöſ. 
Geſellſchaft feit der Februar-Nevnlulion 1848. 2. Ausg. gr. 8. 1856 


2 fl. 85 kr) 

1. Ausg. d. u. d. Titel: Geſchichte der focialen Bewegung in Frant: 
reich non 1789 bis auf unſere Tage. 3 Bände. 

— — die ſocialiſtiſchen und communiſtiſchen Bewegungen feit ber 

dritten franzöſ, Revolution. Anhang zu Steins Soclalismus und 

Communtsmus des heutigen Frankteſchs. gr. 8. 1848. (2 fl. 85 kr.) 


= 
= 
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Die Buchhandlung von Moritz perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beſorgt Nicht-Vorräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptaugenmerk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staats wissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 


Hochachtungsvoll el 
Moritz Perles. 
Buchhandlung in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


Druck von Wilhelm Köhler in Wien. 


Verlag van Morin Perles in Mien, Stadt, Spiegelgaſue 17. 


